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6. Januar 2004

Sperrfrist: Redebeginn!

Rede von 

Dr. Wolfgang Gerhardt MdB, 

Vorsitzender der FDP-Bundestagsfraktion,

auf dem Dreikönigstreffen der FDP 

am 6. Januar 2004 in Stuttgart

Staatstheater „Großes Haus“ 

Es gilt das gesprochene Wort!

Silvana Koch-Mehrin hat eben engagiert über Europa gesprochen. Über Europa, ohne das Deutschland seinen Weg aus der größten Katastrophe seiner Geschichte nicht gefunden hätte. Das ihn auch ohne Europa in Zukunft nicht finden wird. Und sich auch davor hüten sollte, ihn ohne Europa zu suchen. Es gibt keinen deutschen Weg ohne europäische Einbettung außer purem Leichtsinn.

Eine Generation, die weder die nationalsozialistische Diktatur noch die Stalinistische erlebt hat, die sich kaum militärisch bedroht fühlte und die vielleicht nur zerstückelten Geschichtsunterricht erlebt hat, für die ist Europa nicht unbedingt ein Objekt zärtlicher Gefühle. 

Eine ältere Generation, die zwei Hyper-Inflationen erlebt hat, hat eher Bedenken gegen eine einheitliche europäische Währung aus ihrem kollektiven Gedächtnis mobilisiert. Anderen wiederum geht alles viel zu langsam. Vielen ist alles zu kompliziert mit 25 Nationen in 2004.

Europa ist noch ein unvollendetes und mit Rückschlägen versehenes Werk, wie auch der letzte Gipfel in Brüssel gezeigt hat. Aber Kritik und Einwände und Gleichgültigkeit sollten einmal 60 Jahre zurückblicken. Europa hat uns die längste Friedensperiode im letzten Jahrhundert gebracht. Europa hat dazu beigetragen, daß die Spaltung unseres Kontinents überwunden wurde. Europa hat unsere Freiheit gesichert. Selbst wenn es „(nur)“das gewesen wäre, hätte es sich schon gelohnt. Denn ohne Frieden und Freiheit ist alles nichts.

Die alte zweigeteilte Welt gibt es nicht mehr. Eine neue internationale Unübersichtlichkeit hat sich eingefunden. 

Es gibt blutige regionale Konflikte. Es gibt offene Grenzfragen. Mit wenigen Schnellfeuerwaffen können ganze regionale „Bauernkriege“ entfesselt werden. Vierzehn Kriege, einundzwanzig gewaltsame Krisen, gab es allein im ersten Jahr des neuen Jahrtausends. 

Verläßliche demokratische Strukturen haben sich noch nicht überall durchgesetzt. Es gibt auf der Welt Gesellschaften, die sich geradezu im freien Fall befinden. Es gibt intoleranten Fundamentalismus. Es gibt Regime und Familienclans. Es gibt Despoten. Es gibt Repression und Unterdrückung. 

Das alles geschieht nicht weit entfernt von uns. Die Geografie ist am Ende. Die Welt ist ein Dorf. 

Wir sind nun aber nicht so etwas wie eine größere Schweiz, die sich aus allem heraushalten könnte. Unsere geografische Lage und unsere Geschichte verpflichten uns zu Bündnissen.

Wenn es uns nicht gelingt, die wirtschaftliche, die demokratische und die sicherheitspolitische Stabilität in ganz Europa und über Europa hinaus zu schaffen, dann werden die Konsequenzen für unsere eigene Existenz unsere Werteordnung, unsere wirtschaftliche und politische Stabilität nicht zu übersehen sein.

Es geht um ernsthaftes und wirkungsvolles Engagement für strukturelle Stabilität in heute noch instabilen Regionen. Deutschland sollte sich dabei selbst nicht größer machen, als es ist, aber eben auch nicht kleiner. Wir sollten uns der grenzüberschreitenden Förderung von Werten verpflichtet fühlen, die die normative Basis auch unseres eigenen Staatswesens ausmachen. 

Das Völkerrecht trägt sich nicht von selbst. Es geht um den Schutz der Menschenrechte. Und es geht um Frieden. 

Die Vereinten Nationen, die Europäische Union, die NATO, die transatlantische Partnerschaft mit den USA und Kanada sind und bleiben für Freie Demokraten unverzichtbar. Im Zeichen von Globalisierung nicht nur von Handel und Information ist eine Zusammenarbeit von Europa und Nordamerika, den mit Abstand wichtigsten Akteuren der Weltpolitik, unerläßlich. Alle Alleingänge und Renationalisierungen, auf welcher Seite des Atlantiks auch immer, sind Rückwärtsgänge und geschichtliche Fehler. 

Selten ist deutsche Außenpolitik so schwach und unsortiert gewesen wie heute. Zu viele Kollateralschäden sind angerichtet worden. Zu sehr leidet das internationale Gewicht Deutschlands unter der mangelnden Wettbewerbsfähigkeit einer der größten Wirtschaften der Welt. Zuviel bleibt auf dem Papier. Zuwenig wird realisiert. Vorherrschend sind zu oft Pseudolösungen zwecks medialer Beruhigung. Das ist zu wenig.

Umfragen zur Kenntnis zu nehmen, Themen medial zu inszenieren und den Menschen just in time alles in einer großen Medienlandschaft zu servieren, das reicht nicht, das hat nicht gereicht und das wird auch nicht reichen. Mit Beleuchtertruppen und Schminkkoffern kommt die Politik nicht weiter. 

Die Menschen wollen Orientierung statt Gängelung und Qualität und Substanz statt ausschließlicher politischer Metaebenen. Sie erwarten Überzeugungen und Haltungen. Sie sind zu Anstrengungen im Wandel bereit, wenn ihnen das Ziel überzeugend und lohnend erscheint. Darauf kommt es jetzt ganz entscheidend an. Auf Reform statt Reparatur. Auf den großen Wurf statt Echternacher Springprozession. Vor allem auf Anstrengungen, die auch jenseits von materiellen Anreizen liegen. 

Nachhaltige Veränderungen brauchen einen Grundkonsens, sie brauchen aber auch eine Streitkultur und wenn nötig auch Entscheidungen mit Mehrheit im Konfliktfall. Gegen Ludwig Erhard wurde polemisiert und demonstriert. Er war in den Augen seiner Zeitgenossen keineswegs immer der Vater des Wirtschaftswunders, als der er rückblickend dargestellt wird. Aber er hat sich über Proteste hinweggesetzt. Als er die Marktwirtschaft voranbrachte, hat er keinen Runden Tisch einberufen. Als er als neoliberal beschimpft wurde, hat er sich oft zur Schule der neoliberalen Ordnungspolitik bekannt. Gerade sie hat doch dem Laisser-Faire eine sozial verantwortliche Position gegenübergestellt dem Wettbewerb Regeln gegeben und Monopolen Schranken gesetzt. 

„Es gehört zur historischen Tragik der Liberalen, daß sie sich die Schuld an der von Kartellen und Lobbies gebeutelten Wirtschaft fälschlich selbst in die Schuhe schieben“, schrieb  Karen Horn neulich in der FAZ. Es scheint im Übrigen auch eine Neigung bei manchen Freien Demokraten zu sein, sich die geschichtlich nachweislich falschen Argumente der politischen Gegner mit großer Bereitwilligkeit eher selbst vorzuhalten, statt sie energisch zu bekämpfen. Mit Bescheidenheit im Auftreten aber Selbstbewusstsein in der Sache Volksverdummung entgegenzuwirken ist aber doch geradezu Bürgerpflicht. 

Die FDP war Vorreiter für viele der heute politisch diskutierten Themen. Von einer gemeinsamen europäischen Außen- und Sicherheitspolitik über die Steuersenkung und die Privatisierung bis hin zur Neuordnung der sozialen Sicherungssysteme. Fast alle heute von mehr und mehr Menschen als wichtig, von manchen als unvermeidlich angesehene Themen wurde von der FDP von mehr als einem Jahrzehnt gegen den heftigen politischen Widerstand der Sozialdemokraten und den hinhaltenden, schleppenden, zögerlichen Widerstand aus der CDU/ CSU in die politischen Debatte gebracht. 

Die FDP hat dafür Prügel bekommen von der gesamten deutschen Linken, von den Gewerkschaften, von den Besitzstandwahren aus allen Lagern. Beharrung fand im Übrigen auch in der deutschen Medienlandschaft viel mehr öffentlichen Beistand als notwendige, rechtzeitige Veränderungen. Zu viele waren unterwegs, die eher den Markt besiegen wollten, als mit ihm soziale Sicherheit zustande zu bringen.

Nun brechen diejenigen, die sich mit dem Status quo so lange arrangieren wollten, auf immer dünner werdendem Eis politisch ein. Und diejenigen, die bisher erklärt haben, wir, die FDP, müßten unsere Position revidieren, müssen jetzt auf unsere Position zugehen. Es geht eben nicht mehr, eine Konsensdemokratie zu vertreten, die sich nicht den Zukunftsaufgaben stellen will. Es geht insgesamt um eine Politik, die endlich Schluß damit macht, daß die soziale Ruhe in der Gegenwart zu Lasten der Chancen für die Zukunft organisiert wird.  Deutschland muß 2004 weg von einer Politik, die die Menschen an der Erledigung ihrer eigenen Angelegenheiten hindert. Mit der Schmalspuragenda des Bundeskanzlers ist es nicht getan. 

Wir müssen ein Stück der Annehmlichkeiten aus den außerordentlich guten Jahren neu erwirtschaften. Ohne mehr Arbeit wird der Lebensstandard nicht gehalten werden. Alles andere ist Augenwischerei. 

Die Statistiker berechnen für dieses Jahr einige Wachstumspunkte nur durch den kalenderbedingten Zusammenfall von Feiertagen mit dem Wochenende. Schon die Verlängerung einer Arbeitsstunde pro Woche würde 1,5 Prozent Wachstum des Bruttoinlandsprodukts bedeuten. Dieser Schritt ist keine Überforderung der freiheitlichen Gesellschaft, er ist das Nächstliegende, das getan werden kann und muß. Es gibt keine Gesellschaft, die aus einer schwierigen Lage ohne zusätzliche Anstrengung herauskommt. 

Es gibt keine Stammplätze mehr auf dieser Welt. Es gibt Auf- und Absteiger. Nach Schätzungen der Weltbank verdanken die reichen Länder zwei Drittel ihrer Wertschöpfung dem humanen Kapital. Den Menschen also, die leistungsbereit und qualifizierungsbereit sind. Politische, wirtschaftliche und demokratische Stabilität wandert zu und wandert mit solchen Gesellschaften. 

Da genügt es nicht, allein Bildungsausgaben zu steigern. Auch mehr Unterricht ist nicht die Lösung. Auch nicht allein neue Lehrpläne und Qualitätsprogramme an Schulen. Es geht um Lehrer und Eltern. Es geht um die Art und Weise, wie Wissen in der Schule vermittelt und wie die Haltungen im Elternhaus grundgelegt werden. 

Es geht um die Entwicklung einer Kultur des Lernens in Deutschland. Man braucht eben etwas, mit dem sich Abzumühen sich lohnt. Man muß einüben, worauf es im Leben ankommt, auf Genauigkeit, auf Ordnungssinn, auf Einfallsreichtum und auf Durchhaltevermögen. 

Kompetenz, Unabhängigkeit, Teamfähigkeit, Konfliktfähigkeit, Originalität, Neugier, Phantasie, all das sind Fähigkeiten, die sich vor allem in der Fähigkeit zum Lernen entfalten. Früher nannte man das Allgemeinbildung. Danach sprach man abschätzig von Sekundärtugenden, inzwischen nennt man es Schlüsselqualifikation. 

Kinder sind die größte Innovation in unserem Leben. Sie wird aber von Beginn an schon nicht gelingen, wenn Eltern, wie Hartmut von Hentig sagt, nicht ausreichend  bereit sind, sich selbst und damit das Beste ihren Kindern zu geben. Im Grundgesetz steht, daß Eltern das Recht auf Erziehung ihrer Kinder haben. Recht bedeutet aber immer auch Pflicht. Ein Mindestmaß an zivilisatorischen Tugenden darf deshalb auch als Mitgift von Elternhäusern erwartet werden, schreibt Konrad Adam. Große Pädagogen wußten immer schon, daß Bildung etwas mit Erziehung zu tun hat.

Das biologische Spiel des Lebens ist nun einmal mit Glück und Mühe verbunden und wird allein mit Betreuungsangeboten mit steuerlicher Förderung und staatlichem Stand by- Organisationen nicht ersetzt werden können. Die von dem Generalsekretär der SPD öffentlich angebahnte organisierte Betreuungs- und am Ende Vormundschaftsorganisation der Lufthoheit über Kinderbetten wird es nicht sein. Sie ist ein einzigartiger Anschlag auf familiäre Verantwortung. 

Die Familie ist und bleibt nun einmal die kulturell dichtest gewachsene Verantwortungsgemeinschaft. Sie zu stärken ist das Beste, was wir Kindern mitgeben können. Sie zu begleiten mit Angeboten, die Beruf und Familie ermöglichen, ist das Konzept der FDP. Nicht, sie zu ersetzen. Sie ist durch nichts zu ersetzen.

„Seit dem Zusammenbruch des Sozialismus sind die freien Gesellschaften deutlich auf sich selbst verwiesen. Keine äußere Konfrontation schärft ihr Bewußtsein für die Freiheit. Sie müssen sich mehr als zuvor selbst vergewissern“, schreibt Joachim Fest.

 „Wie die Freiheit dauerhafter gemacht werden kann, damit sie hinreichende Reformkräfte in schwierigen politischen Krisen hervorbringt und ein waches Empfinden für die Gefährdungen für das Gemeinwesen hat, das ist neben der Bewältigung des Beschäftigungsproblems in Deutschland so außerordentlich schwierig, fügt er hinzu.

Freiheit ist in Deutschland oft gewünscht worden, wenn sie abhanden gekommen war. Freiheit wird weniger geschätzt, als selbstverständlicher Besitz betrachtet, wenn man sie hat. Es gibt sogar Menschen, die Freiheit gar nicht wollen weil sie fürchten, daß sie anderen mehr bringt als ihnen selbst.

Wiederum andere empfinden Freiheit als unbequem. Es gibt Bürger, die verlangen vom Staat geradezu alles, von sich selbst dagegen reichlich wenig. Solche Staatskunden gibt es inzwischen genügend. Eine freiheitliche Gesellschaft  braucht allerdings viel dringender Staatsbürger. 

Es kann keine Überdehnung der Freiheit im Namen der Freiheit geben. Es gibt deshalb keinen Anspruch auf Respekt vor kultureller Authentizität, in deren Namen die Menschenrechte mißachtet und Frauen unterdrückt werden. Da gilt kein Multi-Kulti. Freiheit und Menschenwürde sind untrennbar miteinander verbunden. Frauen, so sagt im übrigen die iranische Friedensnobelpreis-Trägerin Shirin Ebadi, sollten ihren Kopf nicht verhüllen, sondern ihn gebrauchen. Dem ist nichts hinzuzufügen. Immanuel Kant hätte es nicht klarer sagen können. 

Die FDP hat maßgeblich das Grundgesetz geprägt und damit die Voraussetzungen für eine freiheitliche und demokratische Gesellschaft geschaffen. Sie hat dafür gesorgt, daß Politik in Deutschland nicht von extremen Rändern, sondern von der vernünftigen Mitte bestimmt wird. Davon hat Deutschland profitiert. 

Die liberale Verfassung unserer Bundesrepublik Deutschland hat mehr demokratische Stabilität, mehr allgemeinen Wohlstand, mehr soziale Gerechtigkeit und mehr Rechtstaatlichkeit hervorgebracht, als wir alle je zuvor in der deutschen Geschichte erreichen konnten. 

Wir wenden uns deshalb zu Beginn des Jahres 2004 an alle, um ihnen zu sagen: Das Beste, was dieses Land aufzuweisen hat, ist seine freiheitliche Verfassung. Ihre Stärke kommt aus dem Geist und der Tradition des Liberalismus. Darin liegt auch die Kraft der Erneuerung.

Im jetzt beginnenden Jahr 2004 wird es Aufgabe der FDP sein, ein Bewusstsein  für große Aufgaben zu vermitteln. Eine Haltung für die Bewältigung der Aufgaben von morgen auszustrahlen. Eine entsprechende öffentliche Wirkung zu erzielen und so das gesellschaftliche Klima zu prägen. Packen wir es an!

Ihnen allen ein glückliches, gesundes und erfolgreiches Jahr, für Sie persönlich, für Ihre Familien, für Ihre Angehörigen, für Ihre Freunde. Alles Gute in 2004. Bis zum nächsten Dreikönig in 2005.
